
Wir begrüßen, daß unter Punkt 4 das Hinzuziehen sachkundi­
ger Vertreter der Bürgerkomitees mit beratender Stimme gere­
gelt ist, weil wir auf diesen Erfahrungsschatz nicht verzichten 
können.

Bei der vorgeschlagenen Regelung zur Beantragung von An­
hörungen halten wir jedoch eine Veränderung dahingehend für 
erforderlich, daß Anhörungen auf Antrag von mindestens fünf 
Mitgliedern dieses Sonderausschusses - nicht nur von dreien - 
durchzuführen sind, weil es sonst nach der Zusammensetzung 
des Sonderausschusses gemäß Punkt 1 dieser Beschlußvorlage 
möglich wäre, Anhörungen ausschließlich auf Antrag, z. B. der 
stärksten Fraktion, durchzuführen.

Die im Punkt 5 geregelte Zwischenberichterstattung noch vor 
der Sommerpause halten wir für gut und wichtig, um auch öf­
fentlich unsere Bürger über den Stand der Auflösung des MfS/ 
AfNS zu informieren. Wir empfehlen den Fraktionen, entspre­
chend der Beschlußempfehlung der Drucksache Nr. 27 a enga­
gierte Abgeordnete für den Sonderausschuß zur Kontrolle der 
Auflösung zu benennen und dem Antrag zuzustimmen.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

' ' Danke schön. Dem Präsidium liegt zu diesem Tagesordnungs­
punkt ein Zusatzantrag der Liberalen vor. Ein Vertreter der Li­
beralen hätte die Möglichkeit, diesen Zusatzantrag zu begrün­
den.

Dr. Opitz (Die Liberalen):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Antrag liegt 
schriftlich vor, es soll nur einiges zur Begründung gesagt wer­
den.

Der Sachverhalt Waldheim ist fast eindeutig. Das Gesetz zur 
Einweisung in stationäre Einrichtung zur Betreuung psychisch 
Kranker wurde offensichtlich mißbraucht, um politisch mißliebi­
ge Leute zu isolieren.

Erste Ermittlungen, die der Gesundheitsminister angestellt 
hat, sind für mich erschreckend. Es waren Vorstellungen, dieses 
Krankenhaus mit einem Elektrozaun zu umgeben, also so etwas 
wie eine Haftanstalt praktisch aufzumachen.

Es ist so, daß dieses Gesetz im § 7 verlangt, daß der Kreisarzt 
N_,ind der Staatsanwalt eine Aufsicht haben. Diese Aufsicht ist of­

fensichtlich nicht ausgeübt worden, und nach meinem Erachten 
stellt damit auch das ganze Gesetz eine Bedrohung für die 
Rechtssicherheit in der DDR dar.

Wir wissen um diese Problematik der Besetzung der Kreisarzt­
funktion und die Problematik der Besetzung der Staatsanwalt­
schaftsposition, und ich glaube, man müßte überlegen (von den 
zuständigen Ministerien her), ob dann dieses Gesetz überhaupt 
noch vorläufig praktiziert werden kann.

Meine Damen und Herren! Die deutsche Psychiatrie ist durch 
die schweren Verbrechen, die im Dritten Reich an nervenkran­
ken Patienten begangen worden sind, belastet.

Das Gesundheitswesen im Sozialismus ist durch die Proble­
me, die es in der Sowjetunion gegeben hat und die von der inter­
nationalen Psychiatrie aufgedeckt wurden, auch belastet. Es ist 
mir vollkommen unverständlich, daß es Ärzte gegeben hat, die 
sich für so etwas hergegeben haben.

Unsere zukünftige Arbeit wird ja auch beinhalten, daß es eine 
Selbstverwaltung gibt. Das wird auch eine Aufgabe der Ärzte­
kammern sein. Ich möchte die Ärzte, ohne die wir diesen Sach­
verhalt nicht aufklären können, die Psychiater, auffordern, selb­
ständig diesen Sachverhalt mit aufklären zu helfen, damit die 
Bevölkerung der DDR unverzüglich informiert wird.

Die Frage des Internierungslagers ist ebenfalls im Sachver­
halt geschildert. Für mich ist bestürzend, daß es sich hier um so 
etwas wie um die Vorbereitung eines schweren Verbrechens 
handelt.

Bei Waldheim und auch bei diesem Sachverhalt vermisse ich 
eine adäquate juristische Reaktion in unserem Lande.

Aus diesem Grund bin ich auch der Ansicht, daß die Unterla­
gen des Staatssicherheitsdienstes nicht vernichtet werden kön­
nen, weil man sie sicher als Beweismaterial braucht.

Es ist erfreulich, daß dieses traurige Kapital der Internie­
rungslager, die die sowjetische Besatzungsarmee eingerichtet 
hat, nun aufgeklärt werden kann. Für uns stellt sich die Frage, ob 
es noch Opfer gibt, die eventuell entschädigt werden könnten, 
die entschädigt werden müssen. Ich möchte doch betonen, daß 
es nicht sein darf, daß wir uns mit diesem Verbrechen für die viel 
schwereren Verbrechen, die Deutschland in der Sowjetunion be­
gangen hat, exkulpieren. Das darf auf keinen Fall sein. Ich glau­
be, wir müssen als Volkskammer hier dafür sorgen, daß im Zu­
sammenhang mit dem ganzen Paket Staatssicherheit Verbre­
chen aufgeklärt werden, daß nach Möglichkeit auch Schuld ge­
sühnt wird, daß Opfer rehabilitiert werden.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Prof. Dr. Schumann (PDS):

Herr Kollege Opitz, könnten wir uns darauf verständigen, 
daß die in Ihrem Antrag aufgeführten Schwerpunkte der Un­
tersuchung Gegenstände der Tätigkeit der Regierungskommis­
sion sind und nicht, wie Sie in Ihrem Antrag formulieren, Ge­
genstände der Tätigkeit des parlamentarischen Sonderaus­
schusses? Und zwar entsprechend den Ausführungen Ihrer 
Vorrednerin, daß der Sonderausschuß nicht selbst als Untersu­
chungsorgan tätig sein kann. Ansonsten bin ich damit einver­
standen.

(Vereinzelt Beifall)

Dr. Opitz (Die Liberalen):

Ich habe keine Bedenken, mich diesem Antrag auf diese Weise 
anzuschließen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Eine zweite Zwischenfrage, bitte schön.

Frau Birthler (Bündnis 90/Grüne):

Ich bin aus folgendem Grund ein wenig in Schwierigkeiten 
mit Ihrem Antrag. Selbstverständlich unterstütze ich ihn, ich 
halte das für schwerwiegende Probleme, die von diesem Aus­
schuß bearbeitet werden müssen. Schwierig ist jetzt für mich, 
daß ich drei Problemkreisen per Antrag den Vorrang geben 
soll gegenüber vielen anderen, die natürlich auch noch anlie- 
gen. Ich frage mich, wie wir in Zukunft damit umgehen. Soll 
jetzt immer über Volkskammerentschluß ein besonderer 
Schwerpunkt für den Ausschuß gesetzt werden? Sollen wir 
dies jetzt sozusagen als eine Ermutigung dafür nehmen? Oder 
kann man in Zukunft erwarten, daß die Fraktionen über ihre 
Ausschußmitglieder versuchen, diese Schwerpunkte durchzu­
setzen?

Wie gesagt, Unterstützung für diesen Antrag: ja; ich möchte 
nur darauf aufmerksam machen, daß neben diesen drei themati­
schen Schwerpunkten noch viele andere für mich ebenso wichti­
ge im Gespräch zu sein haben.
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